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Handel" ; der langsl.I.mell wirtschaftlichen und verkehrstechnischcn Durchdringung folgt 
eines Tages der milit ärische Sprung, - wobei dann auch a ll!! die vorher nur zu fried lichen 
Zwecken gebauten Häfen, Eisenbahnen, Flugplätze us\\'. über Nacht zu militärischen 
Anlagen W( rocu. 

A her ijclbst wo nicht solche Pläne bestehen, ka.nn doch die ß CI'Tschaft des fremden 
Kapitals dazu HiJlrclI , daß zunächst die Ne t z g e s t al tun g, später die Ta r i f· 
p ol i t i k weniger auf die ß cd iirfnisse des Landes als auf die Ziele der G!! ldgeber, des 
A,ußenhandpb; und ausländischer Industrien abgestellt wird. Insgesamt \\'ird hierbei 
dJe gallze Verkehrsentwicklullg meistens 1,11 stark "maritim" und zu wenig " kontinen­
tal"; die Ein- und Ausfuhr wird mehr gepflrgt a ls der Binnenverkehr; das Landesinnere 
wird nicht gleichmäßig erschlossen, virJmehr werden die Küstcngebiete \md die leicht 
erscbließbmen 'fi efeoouen bevorzugt, ferner die Gebiete, in deneu sieh Monokulturen 
auf lohnende Ausfubrgüter anlegen lasse n; das Entstehen einer eigenen Industrie wird 
verhindert (durch nied rige Ausfuhrtarife für Roh.'l toffc und niedrige Einfuhrtarife fiir 
] nd IIstrieerzeugnissc). 

Abe r a ll dag braucht keine All g e m ein erscheinung zu sein. Vielmehr können 
das ausländische Kapital und die ausländischen Ingenieure auch dM e hr J i c h e Wo I · 
I e n haben, das fremde Land so Zll erschließ:m, wie es seinen Bediirfnissen entspricht, 
und sie können durchaus VOll dem Strehen geleitet sein, a11 ihr Wissen und Können für 
das Wobl des zu erschließ~lldell Landes einzuset.zen, vgl. die Arbeiten der Deutschen im 
Vorderen Orient, in Cbina und Südamerika. 

Infolgedessen hat S pi e ß recht, wenn er (Archiv für Eisen bahnwesen ] 942, S. 339) 
fes tstell t, daß di2 die ablehnende Stellungsnahme begründenden Gedanken zwnr nahe 
liegen, dann aQer fortfährt: 

"Es gibt aber auch sehr erhebliche Gegengründe, und auch diese lassen sich aus der 
nunmehr hundertjährigen Geschichte der Eisenbahn vielfach untermauern, und, weniger 
um Zll widerlegen a l ~ um im Sinne praktischer BiJligkeit zu vermitteln, sei in diesem Sinne 
auf drei Länderkomplexe hingewiesen: Italien, Rußland und die Türkei." 

S pie ß z-igt dann im einzelnen, wie segensreich ausländisches Kapital in den drei 
genannten Ländern gewirkt hat. 

In~ge~alllt kann Illan also die Frage " Einheimisches oder fremdes Kapital 1" ebenso 
wenig o.llgeme in entscheiden wie die Frage: "Privat- ode r Staats betrieb 1" Vielmehr 
hiingt aueh hier alles VOll dem Wollen, der politischen Einsicht, dem Anstand, dem Wissen 
und Können der maßgebenden Miillner ab. 

Staat und gewerblicher Personen-Nahverkehr. 
Von Dr. Dr. W. Bö t t gor, z. Z. :\farincintendanturrnt. 

I. Grund lagen. 
I. Die Neuordnung unseres staatlichen Lebens geht davon aus, daß der völkische 

Staat kein totes und wesenloses Werkzeug in der Hand des von ihm unterschiedenen 
Volkes ist, sondern dieser Staat ist das Volk selbst in seiner politischen Gestalt 1. Die 
Staatsautorität wird durch das im Staate verkörper te Volk dargestellt. Sie begründet 
auch die politische Gesta ltung des FührertUIllS. Der Volkswille wird durch den Führer 
zum Ausd ruck .gebracht. Das wescntlich.'lte Kennzeichen des Führerstaates ist die Staats­
.autorität. Dem Staate wird zugleich damit die Hoheit wiedergegeben, die im biirgerlicheD 
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Rechtsstaat, durch das Eindringen individueller Rechtsauffassungen sta rk geschmälert 
1I'0rden war. Die hoheit.liche Tätigkeit des Staates befruchtet. zugleich die Staatsverwal­
tung und die Selbstverwaltung; beide werden in ausgedehntcrer Weise als bisher in der 
Richtung völkischer Gemeinschaft und polit ischer Zielsetzung wi rksam. 

Die ]?~Ihrung der deutschen Verkehrspolitik lirgt in der Hand des Reiches, nicht, 
aber der ß d rieb aller Verkehrsmittel. Verantwortlich für die Einheitlichkeit der Ver­
kehrspolitik der verschlcdellell Verkehrsträger \Ind entscheidende lnstanz in allen Streit­
fragen iiber das Ineinandergrcifen der l'erscbiedenen Verkeh.rsa.rten und die ZU.88Tllmen· 
arbeit de r einzelnen Ve rkehrsmittel ist der Reichsverkehrsmillister. Die Durchsetzuug 
des staatlichen Willens ist einfach bei den im ]~igentum des Reiches befindlichen Ver­
kehrsmitteln - Reichsbahn und Reichspost - , umständlicher ist. dies bei dem gewerb· 
lichen Verkehrssektor, der die sonstigen öffentlichen, für jedermann benutzbaren Ver­
kehrsmittel und allch nichtöffentlicheIl Verkehr, z. B. i\l ietwagellverkeh r, wenn er gc­
lI'erbsmiißig ausgeflihrt wird, Illllfnßt. Geht. es doch ni cht ullein darum , eine ullumJas­
sende Reichsorganislltion des Verkehrs mit der Verwirklichung des l<~iihrergrlllldsat zes 
zu schaUert, sondern auch die r;inheit der Ver k ehr s wi r t s c huf t im Blickfeld 
vernünftiger wirtschaftlicher Grundsätze. 

Der Staat denkt IHm nicht darull, sein ]~illgriffs- lIud Cestaltullgsrccht in der Weise 
zu mißbrauchen, daß er gleich die ganze Wirtscllllft wie der Bolschewismus ver~ tu!lt li cht. 
Vielmehr l(·gt er den Nachdruck seiner Tätigkeit auf die 1i' ii h ru n g und L e 11 k u 1\ g 
der Wirtschaft. Es ist auch nicht Zweck der staatlichen Auh icht, durch Verordnungen 
und Verfügungen a lles zu reglementieren, sondern sie will durch Verwaltung3kunst 
widerstreitende I nteressen ausgleichen . Daher wurde para llel T.lIIll Aufbau der Wirt­
schaft eine Organisation des Verkebrsgewerbes geschaffen , de r a lle Unternehmungen an­
gehören , die Verkehrsleistungen auf dem Gebiete der Personen· oder Giiterbeförderung 
fü r Dritte gewerblich ausführen!. Sie besteht aus sechs R~ ichsve rkchugruJlJlen für die 
versch iedenen Verkehrszweige, die erforderlichenfa lls in "Faehgrupp )n unterteil t sind. 
Sie haben die Stellu ng rechtsfähiger Vereine, sind jedoch nicht KörJ>~rschafteli des 
öffentlichen Rechts wie die echten "Stände" - R~ichsnähratalld , R·ichskulturkammer 
und DeutS(:he Arbeitsfront - , denen hoh~i t lich~ 1i'ührung ~g~walt b~ig" legt i3t. D::shalb 
kann man nicht olllle weiteres die Rechtsregeln der Stiinde auf db R !ielnverkehrsgrup­
pen übertragen. Aber die l?ührungsgewalt des Staates tritt auch bei den R ~ichsverkehrs · 
gruppen ganz klar hef\'or. Der Minister bestimmt die L ~ i te r, die wied erum ihre Ein­
heiten mit Hilfe VOll Anordnungen führen , die mit besonderer obrigkeitlicher Ermäch­
tigung sOgM auf die Gebiete der Marktordnung und l>reisbildung ausgedehnt werden. 
l~s werden Ordnungsstrafen festgesetzt, die mit öffentlich-rechtlichem Zwang beigetrie­
ben werden. Dazu kom mt die starke Einscll'l lt ung der ministerielll'n Au[;icht 2. Treffend 
kommt die Auswirkung des staatlichen Willens ZUIll Ausdruck in der Anordnung des 
L~iters der .Fachgrullpe privates Olllnibusgewerbe im Spätsommer 1938, der seine Mit­
glieder verpflichtete, die im Gelcgenheitsyerkehr verwendeten Kra!tom nibusse zur Ver· 
fügung deI" Reichspost Zll stellen, ",'{eil Hir den Berufsverkehr b~im Westwall bau zahl­
reiche Omn ibusse benöt igt wurden, für deren Bereitstellung die Heich.'lp03t zu sorgen 
hatte. 

Im übrigen aber liißt.die staatliche }~ührung deli Reichsverkehrsgruppen ge nügend 
Haum für die Betreuung der eigentlichen gewerblich-geschäftlichen Belange ihrer Mit­
glieder. Hier liegt. durchaus das Bestreben vor, die Selbstverwaltung für die Gewerbe 

1 Verordnung deI Reichs\'crkehrami.nisters ,'om 25. Eeptembcr 1035, HGB!. I S. 1100. 
~ E b h a r d t, Der orgnniscbe Aufbau des gewerblichen Verk~hra im DOli tsch~1I I~iche. 
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möglichst weitgehend bestellen zu lassen und dem kaufmännischen Unternehmungs­
geist in voller Eigcllvcrantwortung ein ausreichendes " Ti rkungsfcld zu aichcfIl. 

Wenn nun aber staatliche und Selbstverwaltungso.ufgaben hier zusammentreffell, 
k8nll das nicht so aufgcfaBt werden, daß auf der einen Seite der Staat. mit seinen Ord· 
nungsgrundsätzcll steht, während auf der anderen Seite die rein privatwirtschaft liehe 
Denkweise alter Prägung auft ritt. Vielmehr ist Sinn dieses nouen Orgauisationsauf­
baues, verbindend zwischen hoheitlicher Führung und privater Wirtscho.ftstätigkeit zu 
wirken. 

Damit wird dem Verkehrsgewc.rbe innerhalb der staatlichen Verkehrseinheit der 
Platz zugewiesen, auf dem 08 sich frei entfalten kann, selbstverständlich unter gleicb. 
zeitiger Verpflichtung zur Volksgemeinschaft, wobei zugleich die Vomus.sctzung für den 
Staat geschaffen ist, diesen Zweig des Verkehrs seinem Willen gemäß 1.U lenken. 

2. Der gewe rbliche Personen nahve rkehr wird betreut entweder durch die Reich.&­
verkehrsgruppc Schienenbahnen für die nichtreichseigenen Schienenverkehrsbetriebe, 
die in die Fachgruppen Stmßcnbahnen, nebenbahnähnliche Kleinbahnen und Privat­
balmen des allgemeinen Verkehrs unterteilt:. ist, oder durch die Reichsverkehrsgruppc 
Kmftfahrgewerbe, und l.W3r hier wieder durch die Fachgruppe privater Kraftomnibus­
verkehr fiir die privaten Unternehmen des Linien· und Gelegenhe itsverkehrs, durch dic 
~~Il chgruppe kommunaler und gemischtwirtschaftlicheI' Kraftoillnibusverkehr Hir dic 
gemeindlichen und gemischtwirtschaftlichen Unternehmen, Die Mitgliede r der letzten 
Fachgruppe gehören gleichzeitig dem Verband Deutacher Kraftverkehrsgesellschnften 
an, der sich im wcscntlichen mit wirtschaftlichen und technischen Fragen befaßt und der 
in Anerkennung seiner gemeinwirtscllllltlichen Tätigkeit erhalten gebliebeu ist und seit· 
dem der Reichsverkehrsgruppe Kraftfahrgewerbe als körperschaftliches l'llitglied an· 
gehört. 

Die Pflicht zur Doppelmitgliedschaft ergibt sicll bei solchen Verkehrsbetrieben, 
die Schienenverkehr und Kraftverkehr betreiben. 

Auch die Verkehrsunternehmen der Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände 
gehören, unbeschadet der Zugehörigkeit der Gemeindeverwaltungen zum Deut:!chen 
Gemeindetag, dell ReicJuwerkehrsg ruppen an, Nichtmitglied in den Reichsverkehrs· 
gruppen sind die Reichsverkehrsbetriebe, Reiehsbalm und Reichspost, die sow ieso un­
mittelbar dem Minister lmterstehen und daher nicht der }'ühruug durch die Organisatiou 
des Gewerbes bedürfen. Es ist jedoch hervorzuheben, daß die Post der Verkehrshoheit 
des Reiches untersteht. .fÜhrer dieser Verkehrshoheit ist der Reicbsverkehrsminister. 
dessen Leukungsmaßllahmen auch der Lini eu-KrlLft ... erkehr und der Gelegenheitsver· 
kehr der Post unterliegt. 

3, Der gewerbsmiißige Personenverkehr auf der Schiene und auf der Straße ist 
re ich lO r e c h t I ich durch das Gesetz über die Beförderung von Personen zu Lande 
vom 4. Dezember 1934 geordnet worden 1, Das Gesetz umfaßt das Recht der Straßen. 
bahnen und des I .. inien· und Gclegenheit-sverkehrs mit Kraftfahrzeugen und Fuhrwerken. 
Die Art und Weise der Wirtschaftstiitigkei t der beteiligten Unternelllncn ist gewerblich; 
;,I ie wird !lach wirtschaftlichen und kaufmännischen Grunosiit1.en ausgeiibt. Daher sprich1 
man auch von Verkehrswirt.schaft und Verkehrswirtschaftsrecht. Das PBefG. ist da~ 
erste Stiick eines einheitlichen Verkeh rslvirt8Chaftsrechts, das die ihrer wirtschaft liehen 
Bedeutung und ihrem wirt~chaftl i chell Zweck sich ähnelnden Unternehmen umfaßt. 

Ausgellolllmen vom PBefG, sind di e P rivateisenbahneIl und die nebenbahnähnlichen 
Kleillbabuen. Das Hecht (Lieser Einrichtungen ist der Ei senbalwgcseb.gebung überlas· 
sen, das noch der reichsrechtlichen Regelung bedarf z, Die Beförderung von Personell 

l Neue Fa&8unq vom 6. Dezember 1037. 
t Bö t t ger . Zum Thema: Neues Eiscnoohnrecht, V. T. 1935, S, 14i er. 
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durch die Deutsche Reichspo~t fällt ebenfalls unter das PBefG" nicht aber die Personen­
beförderung durch die I 'llndkraftposlen. 

J edoch nimmt der Linienverkehr der Reichspost und auch der der Reichsbahn, ferner 
der Gclege nheitsverkehr, ~oweit er mit Fahrzeugen des Linienverkehrs ausgeführt wird, 
eine Sonderstellung ein, Er bedarf keiner Genehmigung. Reich~bahn und Reichspost 
müssen ober der höberen Verwaltungsbehörde und sich gegenJl(' itig Anzeige erstatten. 
Falls da~ Unternehmen den Mfentlichen l ntcresscn zuwiderläuft, kann die höhere Ver· 
waltungsbehörde widersprechen ; dns gleiche kaull die Reichsbahn unel Reieh<;;post tUI1, 
wenn ihre Interessen verletzt werden. Sie haben somit ein weitergehendes Recht, als 
die übrigen Verkehrsbetriebe, da sie nur uachzuweisen brauchen, daß ihre Interes.scll ver· 
letzt wurde:n, Die Ausführung des Ge legenheitsverkehrs mit Fahrzeugen nur des Linien­
verkehrs bezweckt, (lell bisherigen Gelegenheitsverkehr der Rrichspost einzuschränken. 
Das Zielstrebcn geht dallin, den Liniellverkehr tunlichst eler öHentlicJlell Ha nd, den G~ 
legenheitsverkehr dem Pri,'atgewerbe l.u1.uweiseu 1. 

Unter Nahverkehr versteht man im allgemeineu den Verkehr, der sich innerhalb 
der Gemeinden, ihrer Vororte, ihres sonstigen natürlichen Einflußgebietes und zwischen 
angrenzenden Nachbargemeinden bewegt. Das Gesetz bezeichnet den Verkehr innerhnlb 
der Orte als Ortsverkehr, wenn er über den Ort hinausgeht als über land verkehr. Ao dem 
gewerbliche.n Nahverkehr sind beteiligt Straßenbahnen, Sclmell. , Hoch· , Untergrund· 
und Schwebebahnen, Omnibusse, Oberieitungsolllnibusse. Die VerkehrsuntA:rnehmen 
befinden si.ch teils in privater, teils in gemischtwirtschaftlicher oder in öffentlicher 
Hand. 

11. Triebkräfte. 

l. Der völkische Staat ist Träger sozialistischen Gedankenguts. Dabei erinnern wir 
uns jener Vorkämpfer des deutschen Sozialismus, die im 19. Jahrhundert eine soziale 
deutsche Vol\.:sordnung schaffen wolltcll. Das staatssozinlistiscbe Programm Adolpb 
Wagners von 1887 enthält hierüber bemerken!.werteAnsütze, wenn er den übergang solcher 
Unternehm.ungen an Staat, Gemeinde usw, fordert, die ökonomisch uml technisch in 
ijffentlichem Eigentum uud Betrieb gut verwaltet werden können, in Pril'athänden am 
leichtesten zu fal..1:ischen Monopolell fiihren, besonders zum Großbetrieb neigen. U. a. 
hii lt er hierfür geeignetdlls Kommunikat ions· und Transportwesen, die städtischen Lokal· 
anstalten der Wasser· und Liebtversorgung, und ZWilor besonders aus so z i alp 0 I i . 
t i s c h e n Gründen, um so die Volkswirtscllaft aus der pril'atwirt.achaftlichen mehr in 
die gemeinwirtscbaftliche Organisalionsform hi nüberzufü hren '. 

Im Ve rkehrswesen ist der sozialistische Gedanke eigentlich immer lebeudig gewesen, 
angefangen bei der Deutschen Ueiehshahn, die das anerkannt größte s01.ialistisclle Unter· 
nehmen in der ganzen Welt ist, Aber auch bei den Nah,'erkehrsbetrieben hat di~ öffent­
liche Hand 1'011 vornherein damn gedacht, einstmills selbst Eigentiimer und Betriebs-­
führer zu sein. Denn ebenso wie sich der Staat bei der KonzeS!!ionierullg von Eisenbahnen 
ein Erwe rbs· und Heimfallrecht vorbehält, haben sich auch die wegeuuterhaltung'lpflich· 
tigen öffentlich·rechtlicben :Körp~rschnrtell den Erwerb oder Heimfall der Schienen ver· 
kebrsunt.el'llehmungen in den Zustimmungsverträgen gesichert. Der Kraftwagellverkehr 
ist von vornherein größtenteils von Ueich, Ländern , Kreisen und Gemeinden als ge­
meinwirtsdmft licher VerkeJlr aufgezogen worden. Dabei wurde nicht so sehr an eine 
gewinnbringende Tiitigkeit gedacht, sondern Illan wollte den Einwohnern der durch­
fahrenen Gebiete giinstigo Verkehrsverbind ungen schaffen, selbst auf die Gefahr hin, 

1 H e in , Kommentar zum PBefG. , S, 83. 
I T b i er, Wegbereiter de8 deut80hclI Sozialismus. s. 280 H, 
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daß zuweilen Zuschüsse gC1.Jlhlt werdCJl mußten . Soweit die Kraftverkcbrsunternch­
mu.ngen von Straßenbahnen, Neben- und Kleinbahnen geschaffen wurden, llaooll sie die 
gleichen Finanzieruligslllcthodcll wie die Stammuntcmehmungcll. 

. .Mit Anc~~enll~lIlg Il~U~ auch ,der vielen kleinen Privatunternehmer gedacht werden, 
die 111 oft muhschgcr Kleinarbeit unter beschränktesten Verhiiltnissen Kraftverkehre 
aufgezogen haben. 

B ü h rOll 1 stellt lest, daß von 11 8 VerkehrsuntcrnchmclI, die er in Gemeinden VOll 

mehr als 50 000 Einwohnern gezählt hat, ] 01 Betriebe ':- 86% sich in ausschließlichem 
oder überwiegendem Eigentum der Gemeinden befunden haben. Damit dürfte die Ent­
wicklung den richtigen Weg gegangen sein. Denn es ist eine in erster Linie den Gemein­
deu zufallende Aufgabe, fiir den Personen-Nahverkehr in den ihuen anvertrautcn Ge­
bieten zu sorgen. Damit ist aber erst ein e Voraussetzung gcschaffen, d i~db Durehsetzung 
von Verkehrsnufgaben in wahrhdt sozialistischem Geiste ermöglicht. Damit soll auch 
nicht gesagt sein, daß ein Privatllllternehmen ö[fentliche Aufgaben nicht in mUiStergii l­
tiger Weise durchfültren kann. E s gibt hierfür durchaus vorbild liche Behpi.h. Und 
schließlich sagt auch das PBefG. in seinem Vorspruch, daß sich die Verkehrsmittel in 
öffentlicher oder priv.l\t.et H a.nd befinden können. Wenn aber hier die Betreuung des 
NallVerke ltrs durch d lC Gemeinden besonders befürwortet wird, so deshalb, weil sie am 
ehesten in .der J~age sind, die Verkchrsgestaltu ng unmittelbar den wirtschaftlichell, kul­
turellen, Siedlungs- und Uaumbediirfnisscn anzugleichen. 

Wenn aber solche Verkehrsbetriebe geschaffen werden, deren Zweck in erster Linie 
die Bewältigung eines B e ruf s m 0. S se n" e r k ehr B ist, wie sich dies bei Groß­
industriegründungen der neuesten Zeit und bei den dazugehörenden Wohnsiedlungen 
(1.. B. bei den HernHulIl-Göring- Werken) ergibt, so ist es durchaus vertretbar, wenn zu­
nächst die den Verkehrsspparat sm dringendsten benötigenden industriellen Werke selbst 
oder in Gemeinschaft mit der ö([entlichen Hand diese n aufziehen, dn die Verkehrs­
gestaltung vor allem auf die Werksbcd.i.irfnissc aW!.gerichtet werden muß. ]~s kann spä­
terer überlegung vorbehalten bleiben, wann der öffentlichen Hand ein stärkerer Einfluß 
eingeräumt wird, was zumal dann zweckmäßig ist, wenn der Niclltberufsverkehr sich 
entwickelt und sich in den Siedlungen ein gemeindliches Eigenleben herausgebildet hut. 

LebendigeIl und wirk lichkeitsnahen Inhalt hat der Sozialismus erst in unsereu Tagen 
gewolUle n, so daß K 0 e 11 i g s ~ mit Recht VOll einem Sozialism us der '1'at im deutschen 
Verkehrswescll sprechen kann. Davon ist. auch der Nahverkehr nicht unberührt gehlit'­
ben, der i.n~besondere durch die V~1lI Führer nachdrü~klich herausgestellte :Förderung 
der ]Uotoflslerung Uesonderen Auftneb erhalten hat. Nicht nur dem öffentlichen Linien­
verkeilt wurde der K raftwagen weitgehend dienstbar gemacht, auch 7..ahlreiche durch di e 
Schiene gar nicht erfnßbnre Verkehrshedürfnisse in Gestalt des Kultur- , ErllOlungs­
UJl(1 Vergnügllugsverkehrs - erinller t sei nur an die KdF.-ReiiWn - wurden weitgehetlfl 
durch den Omnibus befriedigt. 

2 .. E i n Grundsatz der l~a~ionalso7.ialistischell Wirtscha.(tsfii ltrullg ist die Sicherung 
des Lelstllllgswcttbewcrbs. DIeser Grundsatz gilt auch für die Nahverkehrsbetl·iebe 
gleich ob sie sich in öffcntlicher oder privater H a nd befinden. l~s hat sich imiller wi ~de; 
gczeigt, daß der Wcttbewerb eine starke Tri ebfeder fiir den technisch(Hl Fortschritt ge­
wesen ist. ·Für i\lonopolallspriiche einzelner Verkehr3träger ist daher kein Platz. Der 
Wettbewerb soll ein gesunder, das Gemeinwohl fördernder sein. Abzu lehnen ist der (un­
faire) Wettbewerb durch Unterbieten der Tarile und durch Ausnutzung der Vormacht­
stellung des finanziell Stärkeren. Bei den Nah"erkehr3bctrieben sorge n d ie Genehmi-

I z. f. ö . W. 19-11, S. 184. 
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gungsbehörden dafilr, daß einc vernünftige Zuordnung der Verkehrsuntcrnehmell unter­
einander erfolgt und der sehiid liehe Wettbewerb amg"schaltct wird. 

Bei deli. R eichsverkehrsootrieoon ist festzustellen, inwieweit ihre Wettbewerbs-­
tätigkeit im Nahverkehr vertretbar ist. Zunächst darf nicht verkannt werden, daß die 
Eiscnbahnen in vielen Fällen Pioniere fiir die Nahverkehrscntwicklullg gewesen sind uud 
sich gesciliclltlich l'in Anrecht auf die Mitbcdiellung dieses Verkehrs erworben haUen. 
So. ist die Sradtbahn in Bcrlin im innerstädtischen Verkehr ein nicht wegzudellkendes 
Ghed geworden. hfall darf Rein y 1 wohl darin beipflichten, wenn er sagt, daß bis in 
den ~nfang des 20. Jahrhunderts die innerstädtisehe Verkebrsentwickluug ßerlins un­
I>cstrltten von der großziigigen Fürsorge, die die preußischen Staatsbahnen der Stadt­
IJahn angede ihen ließen, getragen gewesen ist. Sie ist in ihrer heutigen Gestalt aus Vor­
ortsstreckeIl ent.s tanden, die mit der städtebaulichen Entwicklung allmä hlich imiller mehr 
1.\1 illnerstädtischen J~illien wurden. 

Sie ist dadureh in Wettbewerb mit den städtischen Verkehrsbetrieben getreten 2. 

Eigeutlich hätten die Gemeinden die Nnhverkehrsaufgaben selbst lösen Illiissen, aber 
!Jei den schwierigen und 7.crrisaellell kommunalen Verl lältnisacn von Berlill und se inen 
Vororten wnl: eine Ge!S3mt\'erkehrsplllllung nicht möglich. So ist die Reichsbalm historisch 
in den Nahverkehr ll ineingowaehsen. Ahnliche Vorgänge sind in anderen Städten, so in 
HUlllbu rg und Wllpp~rtal, 7.U beobachten. 

Ganz bt::sonders aber muß darauf hi ngewiesen werden, daß die Berliner Stadtbah n 
technisch nieht stehengeblieben ist, denn sonst würde sie allmählicll durch den Wett ... 
be\\"erb der modernen städtischen Verkehrsmittel erdrückt wordell sein. Sie gab sich selbst 
lind dem gesamten Berliner Nahverkehr neuen Auftrieb durch die Elektrifizierung. Un­
zwei felhaft hat die Elektrifizierung der Stadt.bahnge7.eigt, daß die gegen d ie Dampf­
bahn höhere Allfahrtsbeschleunigung, die dichtere Zugfolge, die große A\lfnahmefähig­
keit der Züge, die kürzeren Reisezeiten den A 115tOß zur Siedlung anf weitere Entfernungen 
~egeben haben. 

Man muß es anerkennen, wenn dic Reichsbahn zur Förderwlg des Nah· uud Nach­
harschafts\'e.rkehrs durch Beschaffung von 1'riebwagen dem Erfordernis schneller und 
billiger Massenverkehrsmittel entspricht und durell Einführung von Zehnerkarten diesem 
Wollen aW!. Bozialen Gründen besonderen Nachdruck ,·erll'iht. 

Anders ist die Wettbewerbstittigkeit zu bewerten, wenn sie in festgefügtc Verkehrs­
net.ze einzubrechen droht. So war kurz vor dem Kriege ein heftiger Streit. zwischen der 
Reichsbahn und den Nahverkehrsverwaltungell des Ruhrgebietcs entbranut., die sich 
rlagl'gell wehrten, daß dic Reichsbahn mit der geplanten Einrichtung von überland­
omnibuslinien den zwischenstiidtischen von Straßenbahnen bedienten Verkehr an sich 
1.lI ziehen drohte, während die Nahvcrkehrsverwaltungell diesen Kraftverkehr fiir sich 
IJCanspruchten. Im wesentlichen handelte es sich hierbei um die VOll den Nahverkehrs­
\'erwaltullgell beautragten N ord- Süd-Verbindungen zwischell dell Städten Essen, Glnd­
heck, H attingen, Bochlull, Uecklinghallscn, Haltern, Wupp:!rtal und Solingen. Die 
Hciehsbahn vcrtrat die Ansicht, da ß Omni busli nien der geplanten Art Zli ihrem Aufgaben­
kreis gehörten, 7.umal sie mit d ie$Cn :r~inien zum Teil auch Zubringerdienst 1.11 ihren Omui­
I,usl inien auf der ReichsautobalHlzllleistCll gedachte. Nun bedeutet die Schaffung durch­
'!ehender sclmeller Omnibuslinien einen Vorteil gegenüber dem größtentei ls parallel 
IHufenden Straßeubnllllverkchr. Die ]~inrichtung derartiger Verkehrsmöglichkeiten ist 

• 1 Die E]'~ktrisitlnillg der Berliner Stodt.., Hing- und Vorortbahnen als WirtiIChllftsproblem. 
:-i.3. 

! Auf die Tarifpolitik bei der Stlldtbahn soll hier nicht cingt'gengen werden. Die billigen 
fahrpreise sind eine einmalige der B:lrliner Bevölkerung zuteil gcwordene Bevorzugung, dcren 
Ausdehoung ILuf andere Verkchrsgcbieto bisher 81ets abgclehn~ worden ist·. 
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zweifellos fiir das Ruhrgebiet ei ne Notwendigkeit. Man kanll solche Verbindungen auch 
nicht unter dem Vorbehalt schaUen, nur an wenigen Zentrah'crkchrspunkten zu balten. 
Erfahrungsgemäß melden sich danll im J~aufe der Zeit wichtige ~nd nicht ab~\'eisbare 
Wiinscbc auf Haltes~llen an, die zu guter L1tzt doch dazu führen, die alteu, oft !licht ver­
besserungsfä hige n Verkehrsmittel allmählich auszuschalten . Zwa r hat der Kri<'g die Ver­
wi rklichung dieser Pläne vertagt. Aber eins darf herausgestell t werden: Der Wettbewerb 
sorgt dafür, daß das Ruhrgchict die im Allgcmdnintercsse 7, U bcgrilßcnden Vcrke~lrS­
verbesserungen erhä lt, zumal d ie zahlreichen NahverkchrstLlltc rnchmungcn des BeZIrks 
sich im H inblick auf den drohenden Wettbewerb zu engste r gemeinschaftlichcr Arbeit. 
vcrpfliehtet fühlen. Es besteht kein Grund, die Nahverkehrsbetriebe von der Bedienung 
dieses Verkehrs auszuschalten, da sie die g leiche L~istungsriih igkeit mitbringen, wie die 
Reichsbahn. Die vorgesehene weitgehcnde Verzahnung der Tarire der Oberland-Omnibus­
linien mit den innerstädtischen Tarifen spricht sogar für die Nahve rkehrsbetriebe. 

Der Wettbewerb der ll.eichspost griindet sich aur die Anschauung, daß ihr d ie Per­
sonenbeförderung im Linienverkehr a ls Hoheitsrecht zusteht lind daß ihr Wirken a ls 
ll.eichsver waltung se iner Art nllch wesentlich verschieden ist von der Arbeit der Privat­
unternehmen oder der öffeutlich-rechtlichen Körperschaften I. Wenn di ese Auffassung 
prakt isch verwirklicht wird, bedeutet d i?s mehr oder w~n iger . eine l\I OllOp~lis ie fll.I.l g ~es 
Oberlandlin iel\verkehrs. Im Gegensatz luerzu hat der Relchswu tschaH.smlllLster kurzhch 
den l>ersollenkraftwagenverkehr der Heichspost als die Uet iit igung einer Hoheitsver­
waltung zur Erreichung bürgerlich-rechtlicller Zwecke bezeichnet. Die zur Dllrchfiih­
rUllg des 'Persouenkraftverkehrs geschaffene Organisation sei daher uls wirtschaftlicher 
Oeschii.ftsbetrieb der öffentlichen Hand anzusprechen. Mit dem Wegrall der landes­
staatlichen Postregale und der ll.egalberugnisse der I>05t in bezug nuf den Landstraßen­
verkeh r würde die Betätigung der l)ostverwaltlUlg auf dem Gebiete der Personenbeför­
derung auf Landstraßen ihres Charakters als Ausfl uß der ~ohe itsverwal~un~ el~ tkleid.et. 
Sie würde damit zu einer WirÜichaftsverwaltung der öffCllthcllen Hand . d ie Sich Im {rCien 
Wettbewerb mit dem privaten Beförderungsgewerbe 7.U betätigen habe:. 

Zwar hat der Widerspruch der Ueichspost bei den Genehmigungsverfahren gegen 
Anträge anderer Verkehrsträger die Entwicklung des Linienverkehrs manchmal ver­
langsa mt, die Erfahrungen haben I~ ber auch - und das darf offen gesagt werden - mail­
ehen Verkehrsunternehmer veranlaßt, frühzeitig Genehmigungsanträge fü r sein Ver­
kehrsgebiet einzureichen , weil er nicht Gefahr laufen woll te, daß di~ Re ichsp~~t i~m zu­
vorkommen könnte. I nsofern hat das Wettbewerbsstreben der R eichspost fu r die Mo­
torisierung doch förderl iche Ergebnisse gezeitigt. 

111. Gestaltung. 
L Gewcrbsmäßig ist !lach hergebracht.er Ansicht eine Personcnbefördcrung da nn . 

welln sie dauernd und mit der Absicht auf Gewinnerzie lllllg bctriebell wird , und zwar 
gleich, ob Heich, J~alld , Gemeinde oder Private beteiligt sind.. Damit ist a llerdings der 
Tiitigkei tsbegriff nicht erschöpft, vielmehr gi lt es zwischeu deli zahlreichen a u ß e r­
Ü k 0 11 0 m i!l c hell Belangen uud den erwerbswirtschartlichen Jliicksichten die recht!' 
:-:;ynthese zu finde n. Das ist Aufgabe der Gellehmigungsbehörden. Sie müssen prü fe n. 
ob die Beförderungspreisc im l nteresse des öffentl ichen Verkebrs lind des GelllelDwohls 
a ls angemcsscn angesehen werden könncn, zugleich muß aber auch auf d ie wirtschaftliche 
Lage des Unternehmens und auf eine angemessene Verzinsung und 'l'i lglilig des Anlagt:'· 
kapitals Riickll icht genolllmen werden. 

lOh Il C 8 0 r g e , Zur & -ehlll8 lellung der Deutschen Reichspost. Zeitschrift der Akademie 
{Ur DeulscbCl! lkcht, Heft 13, Ja hrg. 193i . 

'Z.f.ö. W. 1941, 8. 185. 
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Immerhin spielen die nichtwirtschaftlichen Ubcrlegullgen im Verkehrswese n lleute 
eine überragende Rolle. Sie sind mitcnt-scheidend für die Ordnung des Staates in sozia ler, 
be"ölkerungllpolitiseher, ra.umwirtschaftlicher, kul tm eIler und wehrpolitischer Beziehung. 
Es kann sehr. wohl vorkommen, daß im Einzelfalle erwerbswirtschaftliche Rücksichten 
zuriickzutreten haben. Das ist Sinn des P rimat-s der P olitik vor den wirt-llchahlichen Be­
langen. 

Die Ent\\licklung zeigt zudem, daß die Verkehrsbetriebe immer mehr von dem reinen 
Prinzip der K.a.pitalrente abgehen und zugunsten der VerkehrsmittelbemltT.er ein Optimum 
der Wunschbefri edigung erstreben. Das drückt sich in dem Vielerlei der Vergünstigungs­
tarife aus, wo im Durcruchnitt etwa 45-50% der Regeltarife ausmachen. Dieses SI reben 
findet in neuester Zeit sogar seinen Niederschlag in Satzunge n der Verkehrsbetriebe, die 
vorschreiben, daß keine Dividende gezahlt wird, sonderll Uberschüsse dem Betrieb zu­
gute kommen sollen (z. B. Wilhelmshavell). Dem widerspricht zwar bei den gemeind­
lichen Betrieben der § 72 DGO., der bestimmt, daß die wirtschaftlichen Unternehmungen 
einen Ertrag für den Raushalt der Gemeinden abwerfen sollen. Allerdings ist lIueh diese 
Bestimmung nicht so 70\1 verstehen, daß ein möglichst hoher Gewinn erzie lt wird, sondern 
bestimmend ist der Zweck des UnternehmelIs a ls verpflichtende Einrichtung der OC&lmt­
heit der Gemeindeinsassen gegenüber. Scllließlich kann an der ]i'rage der Rentnbilitiil, 
allein die Errichtung eines VerkehrsunteIllehmells nicht scheitern, wenn sie ll11gemein­
wirtschaftlich notweodig ist. Jedoch muß die Wirtscbaftlicbkcitsberechnung in jedem 
I?alle mit herangezogen werden, delln sie ist schließlich Voraussetzung fiir die l~e i Jtllngs­
fähigkeit. K einesfalls aber können Verkehrsbetriebe aus reinem Gewinllstreben geschaf­
fe n tuld Gesetze der Wirtschaftlichkeit in einer Form angewandt werden, die dem ßcdiirf­
ais der Allgemeinheit nicht gerecht werden. Die Gegenwart .... erlaugt eine }~ortbildung 
der Verkehrsbetriebe in eine Sozialordntulg, die vor allen anderen Erwägungen dem Ge­
meinwohl dient. Es ist unter diesem Gesichtspunkt durchaus vertretbar, daß bei Ein­
~ teJlung vorhandener oder Schaffung neuer Verkehrseinricht ungeIl solche festen K ostell, 
die nicht unmittelbar VO ll dem Fahrgast verursacht. werden, sondern wegen der allge_ 
mei neu Verkehrsbeanspruchung der Straße notwend ig werden - z. B. Stillegung der 
St raßenbahn in engen Straßcn, Verlegung der Vcrkehrsmittel unter dic Stra ßcllober­
fliiche - au f die Allgemeinheit übernommen werden. Dieses Verfahren Ilat den Vorzu!!:, 
daß die Verkehrsbetriebe VOll den sie am meisten drückenden festen Ausgaben entlastet 
lIud damit in ihren Ausgaben bei schwankendem Beschiift igUllgsgrad Illi llassullgsfähiger 
werden. 

2. Sinn der Reichsverkehrseinheit ist es, einerseits das Verkehrswesen im Dienste 
nationalpolil ischer Zielsetzung wirksam werden zu la!l!!en, andererseits Angebot und Nach­
frage im öffentl ichen Verkehrsleben unter Vermeidung unnützcr K raftvergendu ng Zlllll 

Ausgleich zu bringen. I m Großverkehr wurde diescs Ziel erreicht du rch den Ausgleich 
von Schiene und Straße in Gestalt einer engen Verbindung VOll Reichsautobahll und 
Heichsbahn itl orgallisatorischer tlJld personeller H insicht, die eine wesentliche Vornw,­
sctzllng Hir ei ne größere im Zuge der Heichsreform zu verwirklichende Verkehrseinlleit. 
:<ehuf 1. 

Es muß aber auch eille Abstimlllung der Nahverkehrsbetriebe mit den Verkehr~­
verwaltunge n des 1l.eichll, der Reichspost und der R eichsbahn erfolgen, die ein gewis:ws 
Eigenleben haben. Der Orts verkehr der Reichsbahn Ruf der Schiene kann, soweit er 
geschichtlich crworben ist, nicht mit der Forderung, (lie seit langem bestehenden Ver­
gÜllstigungstarife aufzuheben, abgewehrt werden. Das würde d ie Verkehr~benutzer 
~hlechter st ellen. Ob und inwieweit die Reicrubahn künftig im Hinblick auf ihre bc-

I K i t t 0 1 . \V 0 h r man n , Das Reicbsverkehrsmi.llistcrium. 8. 27 und 33. 
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g renzte Aufnahmefähigkeit. weiteren Orts verkehr einrichten wird, ist t1llgewiß. Im Ort,­
liniellverkehr mit Omnibussen sind sowieso Reichsbahn lind ll.eichspost. nur zug(']assen. 
Wenn die zustiindige Gemeinde dies ausdrücklich gutheißt. Für deu überlandlinicll ' 
verkclu habe ich mich an anderer Stelle darüber geäußert 1 , wie man zu einer einllt'it­
lichen Ausrichtung der Bewerber durch " Aulwilung" des Verkehrs kommen kann ohne 
damit eine fiir alle Fülle giiltigc Sclmblone einrichten zu 11'011(' 11 und ohne den fr i e cl • 
li e he n, dem Gemeinwoh l dienclldclL Wettbewerb n\ls1.uschalten. Reichsbahn \l1ld 
Ileichspost haben sich im Oberland linicmrerkehr inzwischen durch ein Abkommen: V01l1 
l\lai [939 über ihre Aufgabenteilung im Kr!\ftomnibus,·erkehr geeinigt. Dieser Vorgang 
klllln aber nicb t. so ausgelegt. werden , daß damit die Bedienung des Personenverkehrg iiber 
Land bereit.s endgültig ge regelt ist. ,Es muß vielmehr als dritte Säule Jleben Reichsbahn 
lind Heichspost der kommunale, gemischt-wirtschaftliche und private Kraftomnibus­
ve rkehr berücksichtigt werden. Diescr soll sich unter re c h tl i ch e r 0 I c ich­
s tell U 11 g mit Reichsbahn und Heichspost im überlandverkchr IJetätigcn können. 1m 
Verkehr in den Gemeinden, ihreil Einzugsgebieten, ihren Nachbarorten solleH die 
nichtreichseigenen Betriebe nicht eingeengt werden. 

],;s hat lücht an Versuchen gdchlt, innerhalb größerer Verkehrsgebiete durch Ol.'­
llieimmhaftsarbeit aller Nahverkeh rsträger zu einer zweckdienlichen Verkehrsgestal ­
tung und Beseitigung von Tnteresscngegensätzen zu kommen. Hingewiesen wird auf die 
., Arbeitsgemeinscha ft der Nahverkehrsträger des Ruhrgebiet.s", die allerdings bi sher wirk­
lich po~ilive Ergebnisse noch nicht erzielt hat. Es bleibt aber Z\l hoffen , daß doch später 
der gewoll te Zweck erreicht wird. 

Es wi rd aber der einheitlichen Ausrichtung der Nalwerkehrsgesta ltung dienlicl 
!lein, wenn di~ Nahverkehrsbetlbbe von innen heraus noch l e i ~tungsf1ihiger werden. Das 
gilt lIamentlich für solche Gebiete, in denen die Nahverkehrsbetriebe besitz- und betriebs­
müßig zersplittert sind, obwohl vom Standpunkt des Verkehrsbeuutzers aus ein große~ 

gebietlieh fester umrissenes Unternehmen erwünscht wäre. Vor a llem gilt dies aucll 
fiir den Anschluß kleinerer, weniger leistungsfähiger Verkehrsnetze an Großbetriebe. 
:So geht ein Vorschlag Pi r 11 t h s dahin, ein eillllCitliches Nnhvcrkchrsuntcrnehmcll 
bzw. eine Zusammenfassung der Nnhvcrkehr;betriebe de~ Uuhrgebietes in eine lnter­
essengemeinschaft 1.U schaffen. Dieser Gedanke ist bestechend. Daß er Widersacher 
namentlich bei den erfaßten Betrieben findet, die gern selbständig bl: iben sollen, ist ver­
stä ndlich. Sollte es aber einmal zu einem ZUSl' nunenschluß kommen, danll muß ('in sol­
ches Unternehmen Eich auch voll auswirken können, d. h. es darf nicbt durch engherzige 
AnSIJrüche anderer Verkehrsunternehmen beschränkt werden, wenn es wirklich gemein­
wirtschaftliche L"istungen hervorbringen soU. Die Zusammenfassung der Verkehrs­
mittel nach räumlichen Erfordernissen gestattet zugleich einen finanziellen Ausgleich 
zwischen rentable.n und zuschußbcdürftigen Linien und damit das "Heranholen" a b­
seit-s gelegener Gebiete. Damit erfüllen die NahverkehrsunteTllehmen eine wichtige 
rnumJ)olitische Aufgabe. 

Die Verkehrseillheit muß schließlich dafür bürgen, daß bei \leuen VerkehrsanlageIl 
die I?esllegullg VOll Kapital oft. auf lange Sicht gerechtfertigt ist, damit Kapitalfehlleitun­
gen vermieden werdell. Besonderer Wert ist darauf zu legen, daß die Kapazitäten mög­
lichst voll ausgelastet sind und nicht künstlich Verkehrsbedürfnisse ane rzogen werden. 
Es ist im Hinblick auf spätere "Raumausweitungen darauf Rücks icht zu nehmen, daß ein 
übergang der Verkehrsmittel von dem eincn Netz auf das andere möglich ist. Das gilt 

in: 
I Ocr öffcntliche KraftOlllnibu9verkchr in seinen Beziehungen zu anderen Vcrkehrsfrägem. 

Ocr OffcnUiche Kraftorwlihu9vcrkehr. Dortul1i.na 1930, 8,.87. ' 
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besonders für die Wahl der Spurweite bei Schienenbahnen und auch für die Errichtung 
der Stromversorgungl!anlagen. 

3. Mit der Regelung des Einsatzes der lIach Ausbruch des Krieges in der Heimat 
verbliebenen Verkehrsmittel des Straßenverkehrs wurden die Bevollmächtigten Hir den 
Nahverkehr (N BV.) bei den Miltelbehörden der inneren Verwaltung betraut, die wie­
derum bei den OlJerbiirgermeistern und Landräten Fahrbereitschaftsleiter bestellten. 

Die ehedem weitgehend nach eigener Ent.schließung arbeitenden Verkehrsmittel 
lI'urden damit ZUIIl crl)eblichen Teil der staatlichen Lenkung unterworfen. Diese Tütig­
keit prägte s ich besonders aus hei der I nanspruchnalulle von Fa.hrzeugen durch die Wehr­
macht auf Grund dcs Reichs lcistungsgcsetzcs, be i der Einsparung von Reifen, Treib­
~torr und Ersatzteilen, bei de r Einsteihing von nicht unbedi ngt. im öffentlichen Inter­
esse gelegenenFahrten, bei Sti!l('gung von Liniell, wenn sie nicht Jaicgs- oder sonst lebens­
notwendig sind , bei der Erschwenmg von Stiliegullgell an sich veralteter Verkehrsbetriebe. 
Für die Um.!l tellung der Fahrzeuge auf Flüssiggas, H ochdruckgas, Genera torgas und für 
die sparsam!ite Verwendung von Reifen wurden z,!, ingende Vorschriften erlasse n. Die 
Reichsverkeh rsgruppcn wurden hierbei weitgehend als Auftragsverwaltungen eingeschal­
tet; sie verwalten RohstoUkontingente für ihre Verkehrszweige, z. B. die Eisenzuteilung 
für Schienenanlagen und deren Erneuerung. 

Diese Lenkung erstreckt sich auch auf die Wahl der geeigneten Antriehskraft. Die 
Fabrikation neuer Verkehrsm ittel wird von vornherein unter dem Gesichtspunkt ein­
fuhrsparend4~ r Treibstoffe entwickelt. So werden, wie aus Vorträgen anläßlich der E r­
öffnung der Wiener Messe im H erbst 1941 hervorgeht, künftig-auch nach dem Kriege­
für Omnibu~ gemischte leste Kraftstoffe, vor allem Kohle, als Treibstoff in Betra.cht 
kommen. D amit wird dem Generator (Koblegellerator) ein lieues Tätigkeitsfeld eröffnet., 
zllmal die Verwendung von Holzgasgeneratoren im Holzaufkommen eine Grenze findeV. 
Stärkste Förderung erfährt der Oberleitwlgsomnibus, da. er heimische Energie ver­
braucht. 

Die stautliehe Führung bedient sich schon seit.liingerem der Reichwerkehrsgruppen 
aueh zur DurchsetzlUlg ihrer Ziele auf einheitliche Gestaltung der Fa.hrzeuge. So hatte 
uer bei der Heichsverkehrsgruppe Schienenba.hnen eingesetzte Typisierungeausschuß die 
besondere A.ufgabe, in enger Zusammenarbeit mit dem RVM., den Verkehrsunternelt­
mungen und den H erstellerfirmeIl, einheitliche Typen für Straßenbahnwagen zu ent­
werfen, um den Aufwand an A.rbeitskräften und Materia.l zu vermindern. Früher wollte 
jede Verkehrsunternehmung die Wagen nach eigenem Geschmack geba.ut wissen, wofür 
erhebliche Vorarbeiten VOll Konstrukteuren geleistet werden mußten. Die Typisierung 
verbilligt die Herstellung - es sind sogar Einheitspreise vorgesehen - , ebenso die Er­
satztcilhaltung und damit die Unterhaltungskosten. Gleiches gilt für die Herstellung von 
Omnibus- und Oberleitungsomnihustyp:m. Erwähnt wird die Mitarbeit des Obusaus­
schusses des Verbandes Deutscher KraftverkehrsgeseJlschaftcn, der unter dem Vorsitz 
des zuständ·igen Refe renten des RVM. tagt. 

So rt.>g{:n sich Übera.ll wertvolle Kräfte, die den gewerblichen Personen nahverkehr 
in das deutBche Verkehrswesen so eiilgeschaltet wissen wollen, daß er dem Gemeinwohl 
in vollkommenster Weise dienen kann. 

'Frankfurter l..citung Nr.48",/ 486 vom 22./23. September 1941. 
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